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Ein starker Titel: „Krieg“! Selbst Carl von
Clausewitz’ Hauptwerk hieß nur: „Vom
Kriege“. Und von Krieg im Allgemeinen
handelt dieses Buch auch gar nicht. Tat-
sächlich liegt ein Überblick über die ver-
gangenen 100 Jahre Internationaler Ge-
schichte vor. Hierzu gilt jedoch: „Es ist
keine umfassende Geschichte der Weltpo-
litik eines Jahrhunderts.“ Was ist es
dann? „Es ist das Porträt einer Welt, die
seit hundert Jahren am Abgrund steht.“
Aber was signalisiert diese Metapher?

Kaum jemand ist für ein solches Werk
so qualifiziert wie der Erlanger Histori-
ker Schöllgen, der sein Privileg betont,
„35 Jahre lang im Auswärtigen Amt für
die historische Ausbildung der Attachés
verantwortlich zu sein“. Er hat seit Jahr-
zehnten maßgebliche Überblicksdarstel-
lungen von der Zeit des Imperialismus bis
an die damalige Gegenwart Gorba-
tschows heran geschrieben, speziell zur
deutschen Außenpolitik knappe Zusam-
menfassungen vorgelegt, ist zuletzt mit ei-
ner Biographie des SPD-Kanzlers Ger-
hard Schröder hervorgetreten. Man kann
also füglich eine Summe seiner Erkennt-
nisse erwarten.

Doch das wird einem nicht leichtge-
macht. Es finden sich so ziemlich alle zen-
tralen Aspekte der Weltgeschichte aufge-
führt, zumeist aus einer diplomatiege-
schichtlichen Sicht der Aushandlungspro-
zesse, Kriegskonstellationen, Nationsbil-
dungsprozesse, Friedens- und anderen
Verhandlungen. Das ist kenntnisreich ge-
schrieben, zeugt von Belesenheit und oft
scharfem, aber doch zumeist abwägen-
dem Urteil, dargeboten in gut lesbarem
Stil. Die Studie setzt mit dem Ersten Welt-
krieg und den russischen Revolutionen
ein und betont, dass mit der staatlichen
Konsolidierung des sowjetischen Staates
„der Krieg in der Welt und die Welt im
Krieg blieb“. Sind die ersten Kapitel recht
europazentrisch gehalten, so weitet sich
der Blick zumal für die Zeit ab 1945 zu
weltweiten Konstellationen, aber auch zu
Querschnitts- und Strukturfragen. Insbe-
sondere zur allerjüngsten Entwicklung,
sei es im Nahen Osten seit George W.
Bush, in Afghanistan seit dem sowjeti-

schen Einmarsch, schreibt Schöllgen de-
taillierte Analysen, was ebenso für das
Russland Putins insgesamt und zumal sei-
ne Politik um die Ukraine und anderswo
gilt. Das Buch ist so aktuell, dass Trumps
Twitter-Drohungen an Nordkorea vom 9.
August dieses Jahres noch Berücksichti-
gung finden, die vor der UN am 19. Sep-
tember naturgemäß nicht mehr.

Problematisch ist etwas anderes: die
gelegentlich zutage tretende Neigung, et-
was zu kurz, zu knapp und damit letzt-
lich unangemessen zu benennen. Nach ei-
ner Einleitung „Rückblick in die Gegen-
wart“ markieren einzelne Nomina die 14
Kapitel, in ihrer Wucht noch dadurch ver-

stärkt, dass fünf von ihnen – wie der
Buchtitel – einsilbig sind: Putsch, Blitz,
Mord, Flucht, Raub sind das. „Putsch“:
die Bolschewiki kamen auf diese Weise
1917 an die Macht. Auch das Deutsche
Reich sei, so heißt es rückgreifend, 1871
durch eine Art Putsch ins Leben getre-
ten. Also: „Wenn man so will, kamen die
deutschen Putschisten des Jahres 1871
den russischen Putschisten des Jahres
1917 zur Hilfe.“

Den Sachverhalt Putsch – so er denn
angemessen wäre – sollte man aber doch
ein wenig stärker differenzieren. In der
Regel beginnt jedes Kapitel mit einem
knapp skizzierten besonderen histori-
schen Sachverhalt. Kapitel 6 etwa heißt
„Teilung“ und startet mit der Aufteilung
der Welt durch die Souveränität der bei-
den deutschen Staaten 1955. Die Folge-
rung lautet, dass diese – angeblich in Jalta
ein Jahrzehnt zuvor beschlossene – Tei-
lung der Welt zur stillschweigenden Spiel-
regel der Weltpolitik wurde. Es folgen
Darlegungen zum vorausgegangenen Ko-
rea-Krieg, zur Dritten Welt im Allgemei-

nen als Rohstofflieferant und Objekten
des Nordens. Daran schließt sich Viet-
nam an – mit bemerkenswerten Überle-
gungen zur Kopplung der sowjetischen
Unterstützung für Frankreich auf der
Genfer Indochina-Konferenz 1954 mit
dem von Paris herbeigeführten Scheitern
der Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft; dann sind wir wieder in Europa.

In Kapitel 9 geht es um Prävention, an
sich ja ein vernünftiges Prinzip nicht nur
in der Internationalen Politik, nämlich
mögliche Konflikte frühzeitig zu erken-
nen und zu bearbeiten. Schöllgen macht
die Staatsgründung Israels zum Thema
und behandelt differenziert die nachfol-
gende prekäre Nahost-Situation bis zum
Libanon-Krieg. Da wird sowohl das Pro-
blem von weltweitem Waffenhandel, das
UN-Hilfswerk für Flüchtlinge angespro-
chen als auch Kissingers Pendeldiploma-
tie. Im Suez-Abenteuer 1956 „verdichtete
sich das komplexe Weltgeschehen der
Epoche“, „Israel musste handeln“, heißt
es dazu einmal, wenig später, dies sei
„aus seiner Sicht ein Präventivschlag“ ge-
wesen. Wer da jeweils von „muss“
spricht, macht einen wesentlichen Unter-
schied. Am Ende des Kapitels denkt
Schöllgen nach, ob es den überkomme-
nen zwischenstaatlichen Krieg überhaupt
noch gebe, und meint, der Angriff von au-
ßen fördere insgesamt den Durchhaltewil-
len revolutionärer Bewegungen, und wir
sind bei iranischen Mullahs und George
W. Bush im Irak.

Ist diese ganze Story unter der Über-
schrift „Prävention“ gut aufgehoben? Das
ist aber nicht alles zum Thema Nahost:
Kapitel 11 heißt „Terror“ und beginnt
schlüssig mit 9/11. Es folgt die weitere
Entwicklung auf der arabischen Halbin-
sel, in Afghanistan und Iran, westliche
Fehler der Ölpolitik werden erläutert; im
Mittelpunkt stehen jedoch Bin Ladin und
Zarkawi, die großen Terroristen, bei de-
nen auch Hilfe der Vereinigten Staaten
von Amerika angedeutet wird. Das liest
sich gut und informativ. Aber kann man
unter diesem Kapitelaspekt wirklich die
Region besser verstehen – und nicht nur
einen, wenn auch zentralen Aspekt erken-
nen?

„Raub“ (Kapitel 13) beginnt mit dem
deutschen Überfall auf Polen: der Zweite
Weltkrieg war aus NS-Sicht ein Raub-
krieg sondergleichen, Rohstoffe, Kultur-
güter gehörten dazu. Das ist weithin ak-
zeptierter Konsens. Die Sowjets revan-
chierten sich bei Kulturgütern zu Kriegs-
ende. Doch dann folgt die Weltöl-Produk-
tion und deren strittige Weltöl-Verteilung
seither, der Kampf um Wasser zumal in
trockenen Ländern, Umweltprobleme bis
zum Artensterben, die umstrittenen Küs-
tenzonen, und wir sind beim China der
Gegenwart und bei russischen Ansprü-
chen auf einen breiten Festlandssockel.
Wer vermutet oder findet diese Sachver-
halte hier, wenn man nicht mit dem geo-
graphischen Register liest?

Tritt man von der Fülle des Geschilder-
ten und des Zugespitzten zurück, so fin-
det sich insgesamt eine skeptische Bilanz:
Staaten suchten Sicherheit, fanden sie al-
lein und gemeinsam nicht. Kollektive Si-
cherheit in den Bündnissen nach dem
Zweiten Weltkrieg, dazu auch die Euro-
päische Union, hätte zeitweilig getragen,
sich jedoch überlebt. Vorsichtigen Opti-
mismus gebe es an einigen Punkten, von
Nordirland über Kolumbien bis zur PLO,
von gelösten Umweltproblemen wie beim
Ozonloch und dem Ende der Apartheid.
Die Dritte Welt kommt insgesamt zu
stark allein als Objekt von Ausbeutung
durch den Norden vor; der Blick aus dem
globalen Süden hätte stärker akzentuiert
werden können.

Die leichte Hand des Autors bei Be-
griffen und Komposition zeugt von sei-
ner Kennerschaft, verwirrt aber doch
manchen nicht so informierten Leser,
der sich die Strukturen und Abläufe von
wichtigen Teilen der Weltgeschichte ei-
nes Jahrhunderts erst aneignen möchte.
Letztlich entstand eine Mischung zwi-
schen nüchterner Darlegung und zuge-
spitzten Provokationen in einem Essay,
welche die Lektüre nicht immer leicht-
macht. JOST DÜLFFER

Gregor Schöllgen: Krieg. Hundert Jahre Welt-
geschichte. Deutsche Verlagsanstalt, Mün-

chen 2017. 368 S., 24,– €.

„Unser Staat ist unter den schlimmsten
Umständen an den Start gekommen“, er-
klärte der Abgeordnete Hermann Schä-
fer in der Sitzung der FDP-Bundestags-
fraktion vom 26. Oktober 1949. „Notwen-
dig ist, ein neues Staatsgefühl zu erwe-
cken.“ Damit dürfte Schäfer den Gemüts-
zustand auch seiner Kollegen in der An-
fangsphase der ersten Legislaturperiode
des Deutschen Bundestages gut zusam-
mengefasst haben. Überhaupt hat man
den Eindruck bei der Lektüre der Proto-
kolle, dass in den Bundestagsfraktionen
die auch aus der Rückschau dominieren-
den Themen der ersten zwanzig Jahre
der Bundesrepublik Deutschland verhan-
delt wurden.

Zentral in dieser Zeit waren deutsch-
landpolitische Fragen. Grundsätzlich
trat die FDP-Fraktion in den 1950er und
1960er Jahren für die Einheit Deutsch-
lands in den Grenzen von 1937 ein. Der
Weg dorthin wurde in der Fraktion aller-
dings lebhaft diskutiert. Die Abgeordne-
ten Karl Georg Pfleiderer und Erich Men-
de sowie der Pressereferent Wolfgang
Schollwer entwarfen Konzepte, die eine
politische Anerkennung der DDR als
Staat vorsahen und als erster Schritt zur
Überwindung der Teilung gedacht wa-
ren. Intern wurden damit bereits in den
1950er Jahren Ideen entwickelt, die erst
in den späten 1960er Jahren als „Neue
Ostpolitik“ konkrete Relevanz erlangten.

In der Koalition mit der CDU/CSU wa-
ren diese Konzepte allerdings zu diesem
Zeitpunkt nicht mehrheitsfähig. Insge-
samt war die Fraktion gerade in deutsch-
landpolitischen Fragen sehr heterogen.
Dem „Deutschlandvertrag“ vom 26. Mai
1952, der der Bundesrepublik mit gerin-
gen Ausnahmen die staatliche Souveräni-
tät gewähren sollte, stimmte die Fraktion
erst nach langen Diskussionen zu.

Die deutschlandpolitische Haltung der
Fraktion ging einher mit einer skepti-
schen Haltung der FDP gegenüber der
Europapolitik Konrad Adenauers. Viele
Abgeordnete, nicht zuletzt Erich Mende,
sahen in der europäischen Integration
eine Gefahr für die deutsche Einheit.
„Erst Deutschland – dann Europa“ hieß
die Parole im 1957 in der Fraktion disku-
tierten Aktionsprogramm. Die Römi-
schen Verträge über die Europäische
Atomgemeinschaft und den Gemeinsa-
men Markt lehnten die Liberalen daher
auch ab. Die föderalistischen Leitbilder
Adenauers oder auch des Staatssekretärs
des Auswärtigen Amts, Walter Hallstein,
wurden immer wieder kritisiert. Die Eu-
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft er-
schien der FDP als zu dirigistisch und zu
eng. Stattdessen forderte der Abgeordne-
te Robert Margulies in der Fraktionssit-
zung vom 5. Dezember 1961 „eine Verei-
nigung des ganzen freien Europas“ ein-
schließlich Großbritanniens und der
skandinavischen Staaten. Das entsprach
den europapolitischen Vorstellungen
Ludwig Erhards, der seit Mitte der
1950er Jahre für eine intergouvernemen-
tale europäische Freihandelszone anstel-

le von supranationalen Organisationen
eintrat.

Auch die seit Beginn der 1960er Jahre
von der EWG schrittweise eingeführte
Gemeinsame Agrarpolitik stieß auf die
Opposition der FDP-Fraktion, wenn
auch aus ganz anderen Gründen. Der
Agrarfachmann der Fraktion und späte-
re Bundeslandwirtschaftsminister Josef
Ertl erklärte in der Fraktionssitzung vom
2. Oktober 1963, dass die Gemeinsame
Agrarpolitik die deutsche Bauernschaft
in eine schwierige Lage bringe. „Die Las-
ten aus dem EWG-Vertrag kann man
nicht einem Berufsstand allein zumu-
ten.“ Die Fraktion forderte daher in den
Koalitionsverhandlungen mit der CDU/
CSU, am deutschen Getreidepreis festzu-
halten und damit de facto die Verhand-

lungen in Brüssel zu blockieren – ergeb-
nislos, wie man heute weiß. Hinter der
Opposition gegen die Gemeinsame
Agrarpolitik standen also nicht wirt-
schaftsliberale Überzeugungen, sondern
eher das Wissen, dass die deutschen Bau-
ern zu diesem Zeitpunkt ein wichtiges
Wählerreservoir der FDP waren. Die eu-
ropäische politische Integration, so wie
sie Adenauer und Hallstein verstanden,
wurde in den 1960er Jahren vor allem
durch die jüngeren Mitglieder der Frakti-
on vertreten.

Ein anderes wichtiges Thema, insbe-
sondere in der Frühphase der Fraktion,
war der Umgang mit der nationalsozialis-
tischen Vergangenheit. Der rechte Partei-

flügel der FDP um August-Martin Euler
und Friedrich Middelhauve sah die libera-
le Partei zu Beginn der 1950er Jahre
auch als Auffangbecken für die zahlrei-
chen ehemaligen Mitglieder der NSDAP,
die nun keine politische Heimat mehr
fanden und daher als Gefahr gesehen
wurden. Insbesondere Euler bemühte
sich daher bereits im Februar 1950 um
das Ende der politischen Säuberungen in
Westdeutschland. Auch das berühmte
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält-
nisse der unter Artikel 131 des Grundge-
setzes fallenden Personen, das die Versor-
gungsansprüche und den Zugang zum öf-
fentlichen Dienst für ehemalige Beamte
und Angestellte des NS-Staates eröffne-
te, fand den Zuspruch der Fraktion. Erst
der Skandal um den ehemaligen Staatsse-

kretär im Reichspropagandaministerium
Werner Naumann, der versucht hatte,
die nordrhein-westfälische FDP auf ei-
nen Rechtskurs zu zwingen, schwächte
1953 den rechten Flügel der FDP nach-
haltig.

Innerhalb der Koalition mit der CDU/
CSU hatte die FDP immer einen schwe-
ren Stand. Vor allem der autoritäre Füh-
rungsstil Adenauers stieß immer wieder
auf Widerstand, und der erste Kanzler
entwickelte sich für manchen Abgeordne-
ten fast zum politischen Hauptgegner.
Das führte 1956 zum Bruch der Koaliti-
on, und auch 1961 forderte die FDP im
Bundestagswahlkampf die Ablösung von
Adenauer als Kanzler – um ihn dann in

der Koalition mit der CDU doch zumin-
dest für eine Übergangszeit zähneknir-
schend zu akzeptieren.

Nach dem Rücktritt Adenauers im
Oktober 1963 entwickelte sich Franz-Jo-
sef Strauß zur Reizfigur für die Libera-
len. Das Verhältnis zur SPD hingegen
blieb lange distanziert. Das lag an den
wirtschaftspolitischen Vorstellungen
der Sozialdemokraten in den 1950er
Jahren, die von der Fraktion als unan-
nehmbar wahrgenommen wurden. Erst
in der Mitte der 1960er Jahre, als die
FDP Oppositionspartei wurde, began-
nen sich die Gespräche mit der SPD zu
intensivieren. Wichtig waren in diesem
Kontext Hans-Dietrich Genscher und
Walter Scheel, aber auch Wolfgang
Mischnick, der im Januar 1968 zum
Fraktionsvorsitzenden gewählt wurde.
Insbesondere in der Rechts- und
Deutschlandpolitik fanden die beiden
Parteien zusammen.

Durch die Fraktionsprotokolle wird
deutlich, welche große Bedeutung die
Fraktionen der Parteien im Bundestag
für das politische System der Bundesre-
publik insgesamt haben. Das liegt einer-
seits an der zentralen Stellung des Bun-
destages im deutschen Regierungssys-
tem. Andererseits war die finanzielle
Ausstattung der Fraktionen schon in den
1950er Jahren, verglichen mit anderen
Parlamenten, sehr großzügig und stieg
im Laufe der Zeit deutlich an. Dies er-
möglichte den Fraktionen und später
auch den einzelnen Abgeordneten, wis-
senschaftliche Mitarbeiter und Assisten-
ten zu beschäftigen, die die Delegierten
bei der parlamentarischen Arbeit unter-
stützten. Hierdurch wurde die Bundes-
tagsfraktion auch unabhängig von der Zu-
arbeit aus der Partei. Einige dieser Frakti-
onsassistenten entwickelten sich später
zu führenden Persönlichkeiten in der Par-
tei, unter anderen Hans-Dietrich Gen-
scher, der 1956 eingestellt wurde. Die
Bundestagsfraktion nahm daher eine her-
ausragende Stellung in der FDP ein –
eine Feststellung, die auch für die ande-
ren im Bundestag vertretenen Parteien
gelten dürfte.

Die Edition liest man mit großen Ge-
winn. Das gilt nicht nur für die Sachthe-
men, sondern auch wenn man sich für die
Funktionsweise und Struktur politischer
Parteien und des Parlamentes in der frü-
hen Bundesrepublik interessiert, ist die
Quellensammlung spannend zu lesen.
Dank der sachkundigen Einleitung von
Volker Stalmann sind die Dokumente
auch für ein allgemeines Publikum leicht
zu erschließen.  GUIDO THIEMEYER

Die FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag.
Sitzungsprotokolle 1949–1969. Im Auftrag
der Kommission für Geschichte des Parlamen-
tarismus und der politischen Parteien heraus-
gegeben von Hans Günter Hockerts, Marie-
Luise Recker und Hans-Peter Schwarz. Bear-
beitet von Volker Stalmann. Zwei Bände.
Droste Verlag, Düsseldorf 2017. 1542 S.,

160,– €.
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Kennerverstand mit leichter Hand
Gregor Schöllgen blickt allzu zugespitzt auf hundert Jahre Weltgeschichte zurück

Von alten Grenzen zu neuen Ufern
Die Sitzungsprotokolle der FDP-Bundestagsfraktion in den Jahren 1949 bis 1969

Der Zweite Weltkrieg war
aus NS-Sicht ein Raubkrieg
sondergleichen, Rohstoffe,
Kulturgüter gehörten dazu.

Mit dem Gesicht des
Altbundespräsiden-
ten: Wahlplakat zur
Bundestagswahl
1961

Foto Archiv des Liberalismus,
Audiovisuelles Sammlungsgut,
PO-19

Im Beitrag „Jetzt oder nie: Fähige europäi-
sche Streitkräfte“ (F.A.Z.- „Fremde Fe-
dern“ vom 30. November) stellen die Auto-
ren Wolfgang Ischinger und Frank Mat-
tern unter Hinweis auf die Auszehrung
der meisten europäischen Streitkräfte ei-
nerseits und die gegenüber der Zeit vor
2014 deutlich angespanntere Sicherheitsla-
ge in Europa andererseits fünf beachtens-
werte Thesen auf, die im weitern Diskurs
eine vertiefende Auseinandersetzung ver-
dienen. Die erste und die zweite These be-
dürfen hierbei eher weniger der Diskussi-
on, denn dass für die Ausrüstung der Streit-
kräfte in den meisten europäischen Län-
dern zukünftig ein höherer Anteil als bis-
her vom jeweiligen Bruttoinlandsprodukt
und auch von den jeweiligen Verteidi-
gungsausgaben ausgegeben werden muss,
ist unter Fachleuten weithin Konsens.
Gleiches gilt für die unbestrittene Notwen-
digkeit, die Verfügbarkeit des vorhande-
nen Gerätes zu erhöhen, denn auch da-
durch wird der Ausrüstungsstand von
Streitkräften unmittelbar verbessert, ohne
dass das Beschaffungsbudget zusätzlich
belastet wird.

Schwieriger wird es schon bei These
drei, die Europäer sollten steigende Bud-
gets in erster Linie für gemeinsame Be-
schaffung ausgeben. Der Appell als sol-
cher findet inzwischen – anders als noch
vor wenigen Jahren – ebenfalls weitgehen-
de Zustimmung unter den dafür verant-
wortlichen Politikern. Allein die konse-
quente Umsetzung bereitet vielfältige
Schwierigkeiten, die einen tieferen Blick
ins Detail erfordern. Selbst dort, wo Mili-
tärs aus verschiedenen europäischen Län-
dern aufgrund gemeinsamer Herausforde-
rungen exakt identisches Gerät einsetzen
wollen, liegt die Beschaffung – wie in
Deutschland – oftmals in den Händen se-
parater Beschaffungsbehörden, die nicht
einfach über ihre gewachsenen, teils sehr
unterschiedlichen Bau- und Sicherheitsan-
forderungen hinweggehen können. Gera-
de Deutschland hat sich in diesem Bereich
die Anforderungsmesslatte – insbesonde-
re durch zivile Sicherheitsanforderungen
an militärische Großgeräte – in der Regel
höher als die anderen europäischen Län-
der gelegt, so dass andere Kooperations-
partner sich diesem Niveau angleichen
müssten (was sie in der Regel aus Präju-
diz- und Kostengründen nicht wollen)
oder Deutschland von seinen Sicherheits-
anforderungen Abstriche machen müsste,
was ebenfalls nicht mit einem Federstrich
erreicht werden kann, sondern entspre-
chend nachvollziehbare Korrekturprozes-
se erfordert. Ähnliches gilt für den Export
von Rüstungsgütern, die mehrere europäi-
sche Länder in Kooperation entwickeln
und zur Einsatzreife bringen. Hier müssen
unterschiedliche Exportkontrollregime
der beteiligten Länder zur Deckung ge-
bracht oder zumindest in einem ersten
Schritt wechselseitig toleriert werden. Die
skizzierten Herausforderungen erfordern
einen festen Kooperationswillen der betei-
ligten Länder und insbesondere der dabei

beteiligten Regierungen. Daher sollte
auch der Anreiz zu mehr grenzüberschrei-
tender Kooperation innerhalb der Euro-
päischen Union, den die EU-Kommission
mit dem Aufsetzen des EU-Verteidigungs-
fonds beabsichtigt, trotz der dabei ausge-
lobten Fördersummen nicht überschätzt
werden. Abgesehen von den administrati-
ven Hürden, die Brüssel dabei selbst – wie-
der einmal – aufbaut, ist die Zugkraft des
Fonds nicht groß genug, um allein deswe-
gen alle vorgenannten Kooperationshin-
dernisse zu überwinden. Der politische
Entschluss der an einem gemeinsamen
Rüstungsprogramm teilnehmenden Mit-
gliedsländer ist und bleibt die entscheiden-
de Triebfeder.

Als These vier fordern die Autoren
Ischinger und Mattern eine weitere Kon-
solidierung der europäischen Rüstungsin-
dustrie. So nachvollziehbar diese These
auf den ersten Blick erscheinen mag, so
problembehaftet ist sie jedoch beim ge-
naueren Hinsehen. Zunächst ist zu kon-
statieren, dass etliche europäische Län-
der – zu nennen sind hier beispielhaft
Frankreich, Deutschland und Schweden
-ausgewählte Bereiche ihrer nationalen
wehrtechnischen Kompetenz als soge-
nannte „Schlüsseltechnologien“ oder
„Souveränitätstechnologien“ definiert
haben, die sie nicht oder nur einge-
schränkt für Kooperationen freigeben.
Dafür gibt es sehr schlüssige Gründe:
zum einen die nach wie vor gegebene na-
tionale Souveränität jedes einzelnen Mit-
gliedslandes innerhalb der EU (weshalb
Vergleiche mit dem amerikanischen Ver-
teidigungsmarkt grundsätzlich unstim-
mig sind) sowie zum anderen die Er-
kenntnis, dass echte Kooperation mit an-
deren Staaten nur nach „Vermessung“
der eigenen Souveränitätsansprüche
möglich ist. Hinzu kommt, dass in Euro-
pa große Rüstungsunternehmen teilwei-
se privatwirtschaftlich, zu anderen Tei-
len jedoch staatlich oder mit mehr oder
weniger einflussreichen Beteiligungen ih-
res jeweiligen Heimatstaates organisiert
sind.

These fünf, wonach Europa sein Bud-
get für Forschung und Entwicklung im
Bereich Verteidigung verdreifachen sol-
le, um nicht dauerhaft den technologi-
schen Anschluss zu verlieren, kann hinge-
gen wieder in vollem Umfang zuge-
stimmt werden. Insgesamt kann das unbe-
zweifelbar richtige und wichtige Ziel ver-
mehrter Kooperation im Bereich künfti-
ger europäischer Rüstungsprogramme
nur erreicht werden, wenn die vielen Hür-
den, die zum Gelingen überwunden wer-
den müssen, klar erkannt werden und ein
starker und gemeinsamer politischer Wil-
le der beteiligten Mitgliedsregierungen
den nötigen Schub aufbaut, um bei der
Detailarbeit keine „faulen“ Kompromis-
se einzugehen. Denn damit wäre dem Ge-
samtziel nicht gedient.
DR. HANS CHRISTOPH ATZPODIEN, HAUPTGE-

SCHÄFTSFÜHRER DES BUNDESVERBANDES

DER DEUTSCHEN SICHERHEITS- UND VERTEI-

DIGUNGSINDUSTRIE E. V. (BDSV), BERLIN

Zu „Echte Krisen“ von Berthold Kohler
(F.A.Z. vom 30. November): Oft zu hören
– von der Bundeskanzlerin, vom Bundes-
präsidenten und von prominenten Politi-
kern fast aller Parteien – ist die folgende
Mahnung: Demokratische Parteien dür-
fen bei Sondierungsgesprächen und Ko-
alitionsverhandlungen nicht stur auf Ei-
geninteressen beharren, sie müssen viel-
mehr das Wohl des ganzen Landes im
Auge behalten und deshalb sogar zu
schmerzlichen Kompromissen bereit
sein.

Diese Maxime ist wichtig und beherzi-
genswert. Aber wie immer gibt es Aus-
nahmen. Es kann nämlich durchaus vor-
kommen, dass verantwortungsbewusste
und in die Zukunft blickende Parteipoliti-
ker einen Kompromiss unter allen Um-
ständen ablehnen müssen, und zwar
dann, wenn er dem Land Schaden bringt.
Angenommen, eine, wie Kohler schreibt,
„sich in einen Empörungs- und Forde-
rungsrausch hineinsteigernde SPD“, be-
stünde in Sachen Flüchtlingspolitik dar-
auf, die Grenzen für jeden Asylbewerber
offen zu halten dann müsste ein der SPD
weit entgegenkommender und zu fast of-
fenen Grenzen führender Kompromiss
verhindert werden, damit Schaden vom

ganzen Land abgewendet wird. Die Folge
eines solchen Kompromisses wäre näm-
lich, dass in Zukunft jedes Jahr Hundert-
tausende ins Land strömen, obwohl die
jetzt hier befindlichen Flüchtlinge noch
lange nicht integriert sind (viele lassen
sich gar nicht integrieren!), obwohl die
Abschiebung abgelehnter Asylbewerber
oft auf unüberwindliche Hindernisse
stößt und obwohl zahlreiche andere
durch die Flüchtlingskrise geschaffene
Probleme ungelöst bleiben.

Manchmal kann es sogar sein, dass die
Ablehnung eines Kompromisses, der
dem Wohl des Landes schaden würde,
dem Eigeninteresse einer Partei dient.
Ließe sich beispielsweise die CSU zur
Teilnahme an einer Regierung überre-
den, die eine nur unwesentlich veränder-
te und das Land überfordernde „Willkom-
menskultur“ weiterhin pflegt, dann bekä-
me sie das in den bevorstehenden Land-
tagswahlen zu spüren! Die AfD würde in
Bayern auf zwanzig Prozent steigen, die
CSU auf dreißig Prozent absinken. Nicht
auszudenken, wie die Zahlen erst aussä-
hen, wenn weitere Terroranschläge statt-
fänden oder eine neue große Migranten-
welle auf Europa zu rollte.
WOLFGANG ILLAUER, NEUSÄß-WESTHEIM

Keine faulen Kompromisse

Zum Gespräch mit Christian Lindner
(„Ohne die Grünen hätte es zweifelsoh-
ne geklappt“, F.A.Z. vom 22. Novem-
ber): Völlig unklar ist geblieben, aus wel-
chem sachlichen Grund die FDP die Son-
dierungsgespräche abgebrochen hat. Ei-
nen (einzigen) Grund hat Lindner jetzt
in dem Interview offenbart; Grüne und
CDU hätten 7 Gigawatt (GW) Kohle-
kraftwerke im Laufe der Legislaturperi-
ode ausschalten wollen, während sich
die FDP nur auf 5 GW festlegen wollte. 2
GW Unterschied, das entspricht noch
nicht einmal ein Prozent der Kraftwerks-
leistung insgesamt. Alleine die Braun-
kohlekraftwerke haben heute noch eine
Kapazität von fast 50 GW. 2 GW ent-
spricht der Leistung nur eines größeren
Braunkohlekraftwerks. Bis auf die FDP
sind sich alle darüber einig, dass der Kli-
mawandel den Kohleausstieg notwendig
macht. Die Grünen haben in ihrem Wahl-
programm die sofortige Abschaltung der
20 dreckigsten Kohlekraftwerke gefor-
dert. Diese haben zusammen eine weit
größere Kapazität als die 7 GW, auf die
sich die Grünen eingelassen hätten. Ich

wundere mich schon eher über die große
Kompromissbereitschaft der Grünen.

Bei der FDP scheint das Thema Klima-
wandel noch nicht angekommen zu sein.
Somit desavouiert sich diese Partei beim
Thema Zukunft. Bedenkt man zudem,
dass wir Nettoexporteur von fast 10 Pro-
zent des in Deutschland produzierten
Stroms sind, sollte die zusätzliche Ab-
schaltung von etwa einem Prozent der
deutschen Kraftwerksleistung in den
nächsten vier Jahren bei ein wenig Willen
machbar sein. Hieran eine Regierungsbil-
dung scheitern zu lassen, zeigt nur, dass
es Herrn Lindner für die deutsche Politik
an der notwendigen Ernsthaftigkeit fehlt.
DIETER BÖHME, WIESBADEN

Briefe an die Herausgeber

Nicht ernsthaft

Wann es keinen Kompromiss geben darf
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Von den vielen Zuschriften, die uns täglich erreichen
und die uns wertvolle Anregungen für unsere Arbeit
geben, können wir nur einen kleinen Teil veröffent-
lichen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob sie Kritik
oder Zustimmung enthalten. Oft müssen wir kürzen,
denn möglichst viele Leser sollen zu Wort kommen.
Wir lesen alle Briefe sorgfältig und beachten sie, auch
wenn wir sie nicht beantworten können.


